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Geſetzblatt 
für die Freie Star Stadt Danzig 


Nr. 7 Ausgegeben Danzig, den Danzig et iO, März 1929 


Inhalt. Geſetz über die Regelung nen Punkte des Gedeinbederſaſſungs wette (6. pr Verordnung 
über die Entſchädigung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden (S. 34). Hi 


9 Bolfstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Regelung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechts. 
Vom 12. 3. 1929. 


Bl, 447 

(1) Die beſtehenden ſelbſtändigen Gutsbezirke, mit Ausnahme des Forſtautsbezirks Oliva, des 
Forſtgutsbezirks Steegen und des Forſtgutsbezirks Neufähr [ind aufzulöſen. 

(2) Sie ſind entweder mit Landgemeinden oder Stadtgemeinden zu vereinigen oder mit anderen 
Gutsbezirken zu einer neuen Landgemeinde oder Stadtgemeinde zuſammenzulegen oder allein für ſich im 
ganzen oder in Teilen in Landgemeinden oder Stadtgemeinden umzuwandeln. 

(3) Bei dieſer Regelung iſt in erſter Linie auf die Schaffung leiſtungsfähiger Gemeinden und 
auf eine möglichſt billige und gleichmäßige Verteilung der Kommunallaſten Rückſicht zu nehmen. Ein⸗ 
heitlich bewirtſchafteter Grundbeſitz iſt ein und derſelben Gemeinde zuzulegen. 

(4) Ueber die Art der Auflöſung (Abſ. 2) beſchließt der Senat. In jedem Kreiſe it binnen einer 
vom Senat zu beſtimmenden Friſt durch den Kreisausſchuß nach Anhörung der beteiligten Gemeinden 
und Gutsbeſitzer ein Plan aufzuſtellen. Wird der Plan innerhalb dieſer Friſt nicht qufge[tellt, io ent- 
ſcheidet der Senat von Amtswegen. 

8 2. 

(1) Ueber die infolge dieſer Regelung notwendig werdenden Wu ene 68 1 1 und 5) 
zwiſchen den beteiligten Gemeinden und Gutsbeſitzern beſchließt die Beſchlußbehörde. 

(2) Bei der Auseinanderſetzung können Grundſtücke, Gerechtigkeiten, Anlagen und Einrichtungen, 
die im Privateigentume des Gutsbeſitzers ſtehen, aber dem Gemeindegebrauche dienen, à e 

übereignet werden. 

(3) Bei der Auseinanderſetzung ift die Mehr- oder Minderbelaſtung, die der Gitebafiger in⸗ 
folge der Auflöſung des Gutsbezirkes im ganzen erfährt, in billiger Weiſe zu berückſichtigen. Die 
Uebereignung (Abſ.2) it nur gegen vollſtändige Entſchädigung zuläſſig. Wegen der Höhe der Ent— 
ſchädigung ſteht den Beteiligten gegen den endgültigen Beſchluß der Beſchlußbehörde binnen einem 
Monate die Klage im ordentlichen Rechtswege zu. 

(4) Die Beſchlußbehörde iſt befugt, Unſchädlichleitsatteſte gemäß Artikel 20 des Ausführungs- 
geſetzes zur Grundbuchordnung vom 26. September 1899 auszuſtellen. 


3. 
Bis zur Auflöſung des einzelnen Gutsbezirkes gilt folgendes: 

1. Auf die Gutsbezirke finden die für Landgemeinden geltenden Vorſchriften beende An⸗ 
wendung, ſoweit ſie nicht das Beſtehen einer Gemeindevertretung (Gemeindeverſammlung) 
zur Vorausſetzung haben. 

2. Für den Bereich eines ſelbſtändigen Gutsbezirkes iſt der Beſitzer des Gutes Träger der 
öffentlich-rechtlichen Rechte und Pflichten, deren Träger für den Bereich eines Gemeinde— 
bezirkes die Gemeinde iſt, mit den fich ee einzelner dieſer Rechte und Pflichten aus di 
Geſetzen folgenden Maßgaben. 

3. Die obrigkeitlichen Geſchäfte übt für den Gütsbezirt der Gutsvorſteher aus. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 3. 1929.) 
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4. Der f absbörſteh ee wird vom Kreisausſchuß beſtellt. Der Kreisausſchuß kann als ſolchen 
entweder eine im Gutsbezirk wohnende geeignete Perſönlichkeit oder, wenn eine ſolche nicht 
vorhanden iſt, einen benachbarten Gemeindevorſteher oder eine andere geeignete Per- 
ſönlichkeit beſtellen. Für einzelne Teile des Gutsbezirkes können beſondere Sutsvorſteher be⸗ 
ſtellt werden. g 

5. Der Gutsbeſitzer hat dem Gutdohrſtehet auf Antrag eine angemeſſene Vergütung für die 
Beſorgung der obrigkeitlichen Geſchäfte zu zahlen. Ueber die Vergütung beſchließt im Ka 

falle der Kreisausſchuß endgültig. ; ö 
$ 4. 

Werden Landgemeinden mit Gutsbezirken oder anderen Landgemeinden vereinigt und vergrößert 
ſich hierdurch die Anzahl der wahlberechtigten Einwohner der an Einwohnerzahl größeren Gemeinden 
um mindeſtens 0 oder werden Gutsbezirke in Landgemeinden umgewandelt, fo find alsbald nach dem 
die Zuſammenlegung oder Umwandlung ausſprechenden Beſchluß Gemeindewahlen vorzunehmen. Die 
Amtsdauer dieſer erſtmalig gewählten Gemeindevertretung beginnt 4 Wochen nach dem auf den Wahl⸗ 
tag folgenden Monatserſten. Sie endet zugleich mit der Amtsdauer der en Gemein de vertretungen 
des Freiſtaates. . 

$ 5. 

(1) Veränderungen der Grenzen einer Stadt- oder Landgemeinde können aus Gründen des 
offentlichen Wohgles erfolgen und N ; 
= 1. eines Gefeßes Ç 8 

a) wenn hierdurch die Grenzen eines Stadt- oder Landkreiſes verändert werden; 
b) wenn eine Stadt durch die Erweiterung des Stadtgebietes die: lem das Ausſcheiden aus dem 
Kreiſe maßgebende Einwohnerzahl erreicht; 
c) wenn hierdurch eine Gemeinde ganz aufgelöſt oder eine neue Gemeinde veaffen wird; 
2. eines Beſchluſſes der Beſchlußbehörde in allen übrigen Fällen. 


(2) Vor dem Erlaß eines ſolchen Geſetzes und vor dem Beſchluß der Beſchlußbehörde ſind die 
Vertretungskörperſchaften der an Stadt- und 8 REN uno die e der be- 
teiligten Kreiſe zu hören.“ 


(3) Im Falle des Abſ. (1) Nr. 2 ſteht binnen zwei Wochen aus Gründen des gemeinen Wohles 
nach Maßgabe des $ 123 des Landesverwaltungsgeſetzes gegen den Beſchluß der Beſchlußbehörde 
auch ihrem Vorſitzenden die Beſchwerde an die Beſchlußbehörde zweiter Inſtanz und gegen den Be— 
ſchluß der ee zweiter Inſtanz dem Vorſitzenden ae 5 die 9 9 ee an den 
Senat zu. 


(4) Bei Ehen diner pitt un eh mit treisangebôrigen Stadt⸗ und Landgemeinden it die 
Kreisverwaltung von vornherein zu beteiligen. 

(6) Kreisangehörige Stadt- oder Landgemeinden dürfen über die Vereinigung der Stadt- oder 
Landgemeinde oder von Teilen der Stadt- oder Landgemeinde mit andern Gemeinden oder Gemeinde— 
teilen, insbeſondere über den Abſchluß von Eingemeindungsverträgen erſt Beſchluß faſſen, nachdem 
der Kreisverwaltung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben iſt. 

(6) Auf die Gutsbezirke, ſoweit ſie nach dieſem W i bleiben, ade der $ 4 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

$ 6. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

(2) Mit demſelben Zeitpunkte treten die een Vorſchriften der geltenden Gemeinde- 
verfaſſungsgeſetze außer Kraft. 

(3) Der Senat erläßt die zur Ausführung dieſes A he Proana 1 RC | 

e Danzig, den 12. März 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arczynski. 


33106 NE Verordnung (A St AN fe 
über die Entihäbigung der Arbeitgeber- und der Abeitnehmerbeiiher der Areigerishehörden. 
\ Vom 12. 3. 1929. 


Auf Grund ber 88 25 Abl. II, 37 Abſ. II des | rbeitsgeridisgeees vom 28. ` Desember 1928 
(Geſ. Bl. 1929 S. 5) wird Folgendes verordnet: . 


ngen dein un e er ar 


Entſchädigung für Verdienſtausfall. 

Die Arbeitgeber- und die Arbeitnehmer-Beiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden erhalten für den 
ihnen aus der Wahrnehmung des Beiſitzeramts erwachſenden Verdienſtausfall eine Entſchädigung. Dieſe 
beträgt für jede angefangene Stunde der durch die Amtstätigkeit verſäumten Arbeitszeit wenigſtens 
20 Pfennige und höchſtens 1,50 Gulden. Die Höhe der Entſchädigung wird im Einzelfall unter Berück— 

8 ſichtigung der regelmäßigen Erwerbstätigkeit feſtgeſetzt. Die Entſchädigung wird für höchſtens zehn 
je Stunden für den Tag gewährt. 
8 2. 

Entſchädigung für Aufwand. 

Neben der Vergütung für den Verdienſtausfall erhalten die Beiſitzer für den mit ihrer Amts— 
tätigkeit verbundenen Aufwand für jeden Sitzungstag eine Entſchädigung, die bei einer Sitzungsdauer 
bis zu 4 Stunden 1,50 Gulden, bei längerer Sitzungsdauer 3 Gulden beträgt. 

Beiſitzer, die nicht innerhalb der politiſchen Gemeinde des Sitzungsorts wohnen, erhalten außer— 
dem eine weitere Entſchädigung von 3 Gulden für den Sitzungstag und jeden weiteren Reiſetag. 


§ 3. 
Uebernachtungsgeld. 


Wird durch die Wahrnehmung des Beiſitzeramtes eine auswärtige Uebernachtung erforderlich, 
jo wird außer der Entſchädigung für Verdienſtausfall nach $ 1 und der Entſchädigung für Aufwand 
nach $ 2 ein Uebernachtungsgeld in Höhe von 4,50 Gulden gezahlt. 


4 $ .4. 
5 : Fahrkoſten. 
9 Beiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden, die nicht innerhalb der politiſchen Gemeinden des Sitzungs— 
2 orts wohnen, erhalten als Fahrkoſtenentſchädigung 4 
"4 | a) für Wegeſtrecken, die auf Eiſenbahnen, Schiffen, Kraftpoſten oder ſonſtigen regelmäßig 


h fahrenden Verkehrsmitteln zurückgelegt ſind oder hätten zurückgelegt werden können, die 
9 wirklich erwachſenen Auslagen, einſchließlich der Koſten für Beförderung und Verſicherung 
` des notwendigen Gepäcks, jedoch bei Benutzung von Eiſenbahnen oder Schiffen höchſtens 

den Fahrpreis für die 3. Wagen- oder 2. Schiffsklaſſe; ; 
b) für Wegeſtrecken, die nicht mit den unter a) genannten Verkehrsmitteln zurückgelegt werden 
können, für je 1 km (angefangene Kilometer werden als voll gerechnet) 10 Pfennig. 


Koſten für Fahrten oder Wege innerhalb der politiſchen Gemeinden des Wohnorts oder des 
Sitzungsorts werden nicht erſtattet. 


Danzig, den 12. März 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arczynski. 


il: 
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Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig ang; To A u. B je 3,00 G, b für 
den Staatsanze qe für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
EN Sen 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1, 4 

SAR Einrückungsgebühren betragen für die zwe è „u —— Zeile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 

ee He elegblätter und einzelne Sti werden zu den Selbſtkoſten berechnet. . à 

FE Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
Fr" UT 11 [0020002000201 ————_— 
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